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Hoffen oder Handeln?
Albrecht Schröter, Hamburg

Divergenzen über das geeignete Vorgehen zur 
Steuerung der künftigen konjunkturellen Ent­

wicklung beherrschen die konjunkturpolltische 
Debatte. Gegensätzlich sind auch die Strategien 
von Bundesregierung und Sachverständigenrat, 
wie sie im Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht 
1970 und im Sondergutachten „Zu r Konjunktur­
lage im Frühjahr 1970“ dargelegt werden. Einig­
keit besteht allein über den Ernst der Lage. Die 
konjunkturelle Entspannung, die noch Ende 1969 
erwartet wurde. Ist wegen der anhaltend hohen 
Inlands- und der w ieder steigenden Auslands­
nachfrage bisher nicht eingetreten. Besonders 
alarmierend sind die ausgeprägten Preissteige­
rungen. Kein Wunder also, daß sich auch die 
Bundesregierung in Ihrem Nachtrag zu einer Re­
vision ihrer ursprünglichen Erwartungen gezwun­
gen sieht. Vor allem werden nun weitaus höhere 
Preissteigerungen prognostiziert. Andererseits 
w ird je tzt aber auch aufgrund der überaus kräf­
tigen Nachfrageexpansion und einer unerwartet 
hohen Produktionselastizität m it einem Wachs­
tum des realen BSP von 6 %  gerechnet entgegen 
der früheren Schätzung von 4 -5 % .

An der Frage, welche Konsequenzen aus der Ent­
wicklung zu ziehen sind, entzünden sich jedoch 
die Meinungen. Die Mehrheit des Sachverständi­
genrates sieht auch weiterhin das Ziel der Geld­
wertstabilität als so gefährdet an, daß sie — an­
ders als die Mehrheit der wirtschaftswissenschaft­
lichen Forschungsinstitute in Ihrer Gemeinschafts­
prognose — schon je tzt konkrete Maßnahmen 
zur Eindämmung der erwarteten weiteren Preis­
steigerungen fordert. Die Bundesregierung da­
gegen — und ein M itglied des Rates als M inder­
heit — sieht in ihrer Antwort diese Notwendigkeit 
nicht als gegeben an.

Diese unterschiedlichen Strategien gehen nicht so 
sehr auf differierende Zielpräferenzen zurück. Sie 
beruhen vielmehr auf einer abweichenden Ein­
schätzung der in naher Zukunft zu erwartenden 
Entwicklung. Der Sachverständigenrat ist davon 
überzeugt, daß trotz der eingeleiteten Restrik­
tionen ein baldiger Übergang zu einer stabileren 
Entwicklung nicht wahrscheinlich ist. Denn er 
befürchtet einen in früheren Boomphasen nicht 
beobachteten Prozeß der inflationsgewöhnung, 
der antizipierten Preissteigerungen. Ein wechsel­
seitiges Aufschaukeln der Einkommensansprüche 
von Unternehmern und Gewerkschaften garan­
tiere die Inflation selbst dann, wenn die Über­
forderung des Produktionspotentials nachlassen 
sollte und sich die reale Entwicklung verstetigt:

inflationäres Gleichgewicht. Die für diesen Pro­
zeß notwendigen Überwälzungsmöglichkeiten sind 
gegeben. Deshalb sei nun deren Einschränkung 
notwendig. Die Preiserwartungen müßten durch 
Maßnahmen gebrochen werden, die die konkrete 
Gefahr eines Beschäftigungsrückgangs bewußt 
machen. Der Rat schlägt deshalb ein Maßnah­
menbündel zur Dämpfung des privaten Ver­
brauchs vor. Dieses Programm sei außenwirt­
schaftlich abzusichern, dam it nicht inflationäre 
Entwicklungen im Ausland die Rückkehr zur Sta­
b ilitä t verhinderten. Parallel hierzu könnten die 
Restriktionen der Bundesbank gelockert werden.

Die Bundesregierung dagegen erkennt zwar die 
Gefahr weiterer Preissteigerungen, hält aber eine 
Beruhigung aufgrund ihrer Dämpfungsmaßnah­
men fü r wahrscheinlicher. Deshalb erwägt sie 
erst fü r den Fall einer erneut erkennbaren Be­
schleunigung der Preissteigerungen ein offen­
sichtlich ähnliches Programm wie der Rat. Die 
Entscheidungen werden also auch von den unter­
schiedlich bewerteten Unsicherheiten über die 
Wirkungen der Maßnahmen beeinflußt.

Die empfohlenen Maßnahmen versprechen nach 
Ansicht des Rates kurzfristig einen Stabilisie­
rungserfolg, ohne daß — auch m ittelfristig -  eine 
stärkere Beeinträchtigung der Beschäftigung 
wahrscheinlich sei. Im Ernstfall könnte das vor­
handene Instrumentarium zur schnellen Gegen­
steuerung eingesetzt werden. Die Chance einer 
baldigen Dämpfung sei dagegen bei den bisheri­
gen Restriktionen aufgrund der Wirkungsverzöge­
rungen gering. Eher w irkten sie in einer späteren 
Phase konjunkturell unerwünscht restriktiv. Dieser 
Effekt dürfte zudem dann besonders kräftig sein, 
wenn es tatsächlich zu der erwarteten Preiswelle 
kommt. Nicht nur würden die Unternehmer eines 
Tages ihre Preiserwartungen ändern und um so 
heftiger m it einer Abschwächung der Investitions­
neigung reagieren, auch die öffentlichen Instan­
zen müßten früher oder später doch die Brechung 
der Inflation erzwingen.

Die bisherige Entwicklung ist nicht mehr zu korri­
gieren. A lle Beteiligten verurteilen das Versäum­
nis. der Überhitzung rechtzeitig zu begegnen. Auf 
die Notwendigkeit einer Anti-Zyklen-Strategie 
weist deshalb die M inderheit des Rates hin. An­
sonsten bestünde Immer die Gefahr, daß -  wie 
schon je tzt zu beobachten — ein zu spätes und 
heftiges sowie einseitig einzelne Ziele betonen­
des Handeln die Amplituden der zyklischen 
Schwankungen und damit die Fehlentwicklungen 
erheblich vergrößert.
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